
8 Stand der Umsetzungen 

8.1 Die ökologische Steuerreform in Deutschland 

Die Reform, die in Deutschland in den Jahren 1999–2003 unter dem Namen öko-
logische Steuerreform umgesetzt wurde, ist ein zentraler Bezugs- und Vergleichs-
punkt dieser Arbeit. Aus diesem Grund werden die Grundzüge dieser Reform im 
Folgenden dargestellt. Dazu gehören vor allem technische Aspekte, die rechtli-
che Implementierung und die Ausgestaltung der Steuererhöhungen. 

8.1.1 Situation vor 1999 

Der Bereich Arbeit bildet den größten Anteil der Einnahmen im Haushalt der 
Bundesrepublik Deutschland, Umweltsteuern machen dagegen nur einen klei-
nen Anteil aus. Das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS) gibt in re-
gelmäßigen Abständen einen Bericht heraus, der die Steuerstruktur Deutsch-
lands abbildet und die staatlichen Steuereinnahmen in die Bereiche Arbeit, Ka-
pital, Umwelt und in eine Restkategorie („faktorneutral“) kategorisiert (Ludewig 
et al., 2014; Mahler et al., 2017; Runkel, 2019; Bär et al., 2022). Dieser Analyse 
zufolge entfallen im Jahr 1998 auf den Faktor Umwelt lediglich 5,1% der Gesamt-
einnahmen. Die Kategorien Kapital (11,3%) und faktorneutrale Einnahmen 
(18,1%) sind deutlich größer. Den größten Teil machen allerdings die Einnahmen 
aus dem Faktor Arbeit mit 65,5% aus (Runkel, 2019, S. 6). Die Steuern auf Energie 
(damals im Mineralölsteuergesetz) waren entsprechend gering. Eine Stromsteuer 
gab es bis dato nicht. Darüber hinaus waren weder das EU ETS auf den Weg 
gebracht worden (in Kraft treten im Jahr 2005) noch das nationale EEG beschlos-
sen worden (in Kraft treten im Jahr 2000).  

Bereits weit im Vorfeld der Reform von 1999, in den 1980er sowie in den 
1990er Jahren, fanden intensive Diskussionen statt, inwiefern ökologische 
Steuern Arbeitsplätze schaffen und ggf. zugleich Umwelt schonen können 
(Schlegelmilch, 2014). Nach der Bundestagswahl 1998 einigten sich SPD und 
Grüne auf einen Koalitionsvertrag, in dem die ökologische Modernisierung einen 
zentralen Baustein darstellte. Bereits in diesem Dokument wurden die 
Grundzüge der späteren ökologischen Reform festgehalten: „Die neue 
Bundesregierung will Beschäftigung fördern und umweltfreundliches Handeln 
belohnen. Dazu werden wir eine ökologische Steuer- und Abgabenreform 
durchführen.“ (SPD und Grüne [Hrsg.], 1998, S. 15). Darüber hinaus werden 
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unter anderem genannt, dass eine Stromsteuer eingeführt und die 
Mineralölsteuern erhöht werden sollen, um mit diesem Aufkommen, Arbeit über 
die Sozialversicherungsbeiträge zu entlasten. 

 

8.1.2 Gesetze zur Reform 1999–2003 

Mit dem Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerreform vom 24.03.1999 
wurde das Stromsteuergesetz (StromStG) als weitere Verbrauchssteuer eingeführt 
und die Steuersätze im Mineralölsteuergesetz (später Energiesteuergesetz) er-
höht.77 Strom aus regenerativen Energieträgern sind befreit, wenn sie nicht in 
das Stromnetz eingespeist werden. Für Großverbraucher, welche im internatio-
nalen Wettbewerb stehen, gelten teilweise Ermäßigungen. Unternehmen des 
produzierenden Gewerbes werden ebenfalls teilweise Ermäßigungen gewährt. 

Die daraus entstandenen Einnahmen werden zum Großteil zur Entlastung 
der Rentenversicherungsbeiträge genutzt. Das Gesetz trat stufenweise ab dem 
01.04.1999 in Kraft. Ziel für den Strombereich war eine Steuer in Höhe von 
20,00 EUR/kWh einzuführen. Im übrigen Energiebereich wurden je nach Ener-
gieträger und Verwendungsart unterschiedliche Steuersätze beschlossen. 

Das Gesetz zur Fortführung der ökologischen Steuerreform vom 16.12.1999 
sah verschiedene kleinere Neuerungen und Korrekturen vor, so unter anderem 
eine befristete Befreiung der Mineralölsteuer für Gas- und Dampfturbinen-
kraftwerke mit hohem Wirkungsgrad.78 

Im Gesetz zur Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform vom 23.12.2002 
wurden weitere Anpassungen der Steuersätze vorgenommen, was eine weitere Er-
höhung der Mineralölsteuersätze beinhaltete.79 Der Luftverkehr blieb befreit und 
fand erst im Jahr 2012 im EU-Emissionshandel Berücksichtigung. 

Im Nachfolgenden werden diese Gesetze in ihrer Wirkung als Ganzes be-
trachtet. Für die Größenordnungen bietet Tabelle 1 einen Überblick. 

 

77  Siehe Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerreform vom 24.03.1999 aus dem Bundes-
gesetzblatt Jahrgang 1999 Teil I Nr. 14, ausgegeben zu Bonn am 29.03.1999. 
78  Siehe Gesetz zur Fortführung der ökologischen Steuerreform vom 16.12.1999 aus dem Bun-
desgesetzblatt Jahrgang 1999 Teil I Nr. 56, ausgegeben zu Bonn am 22.12.1999. 
79  Siehe Gesetz zur Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform vom 23.12.2002 aus dem 
Bundesgesetzblatt Jahrgang 2002 Teil I Nr. 87, ausgegeben zu Bonn am 30.12.2002. 
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Tabelle 1: Höhe der Steuer bei Einführung der Ökosteuer (Januar 2003) 
 

Steuer zuvor 
plus Ökosteuer davon Ökosteuer 

Energieträger   

Strom (Cent/kWh) 2,05 2,05 
Kraftstoffe   

Diesel (Cent/Liter) 47,04 15,34 
Benzin (Cent/Liter) 65,45 15,34 
Erdgas (Cent/Liter) 8 2 
Flüssiggas (Cent/Liter) 8 2 
Heizstoffe   

Leichtes Heizöl (Cent/Liter) 6,14 2,05 
Schweres Heizöl (Cent/kg) 2,5 0,97 
Erdgas (Cent/kWh) 0,55 0,37 

 
 
8.1.3 Struktur der Steuern und Abgaben in Deutschland 

Die regelmäßigen Veröffentlichungen des FÖS zur Steuerstruktur Deutsch-
lands bieten einen geeigneten Betrachtungsrahmen an, um die Größenord-
nungen der Steuervolumina der vergangenen Jahre in den Bereichen Arbeit, 
Kapital, Umwelt und einer faktorneutralen Restkategorie einschätzen zu kön-
nen (Ludewig et al., 2014; Mahler et al., 2017; Runkel, 2019; Bär et al., 2022). 
Ihre Methode baut auf Jarass und Obermair (1996) auf und wurde im Rahmen 
der FÖS-Publikationen weiterentwickelt. Die Daten basieren auf Steuerschät-
zungen und Steuerstatistiken des Bundesfinanzministeriums (Runkel, 2019, S. 
18f; Bär et al., 2022, S. 7). 

Die Steuerstruktur für 2021 bildet sich wie folgt ab: 63,1% der Einnahmen 
liegen im Bereich Arbeit, 14,5% im Bereich Kapital, auf die Umweltkategorie entfal-
len 3,7% und sonstige, faktorneutrale Einnahmen belaufen sich auf 18,6% (Bär et al., 
2022, S. 7). Abbildung 7, die eine Zeitleiste mit ungleichen Zeitabständen aufweist, 
legt die Entwicklung der Anteile seit 1960 dar und veranschaulicht die geringe Be-
wegung in den letzten 40 Jahren. Arbeit macht den größten Anteil aus; dieser nahm 
von 1960–1980 deutlich zu, stagniert jedoch seit 1980 auf einem ähnlichen Niveau. 
Umwelt macht in dieser Aufstellung den kleinsten Anteil aus und liegt durchgängig 
unter 7%; der höchste Wert mit 6,5% liegt im Jahr 2003, was das letzte Jahr der Re-
form von 1999–2003 ist. Mit Blick auf Umweltsteuern sind die Effekte dieser Reform 
damit im Gesamtsteueraufkommen Deutschlands zu sehen, denn im Jahr unmittel-
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bar vor der Reform (1998) liegt der Anteil der Umweltsteuern bei 5,1%. Dieser oh-
nehin geringe Anteil der Einnahmen aus dem Bereich Umwelt ist seit 2003 sinkend. 
Die von Bär et al. (2022) angegebenen Steuerschätzungen berücksichtigen aller-
dings nicht die Politikmaßnahmen aus den Jahren 2022 und 2023. 

 
Abbildung 7: Entwicklung des Aufkommens aus Steuern und Abgaben seit 1960 

Als Gründe für den rückläufigen Trend der Umwelteinnahmen seit 2003 machen 
Runkel et al. (2019, S. 6) sowie Mahler et al. (2017, S. 7) zweierlei aus: zum einen 
die zunehmende Bedeutung und Aufwertung anderer Steuern; zum anderen ein 
Inflationseffekt, der entsteht, weil die meisten Umweltsteuern pro physikalischer 
Mengeneinheit berechnet werden und sich ihre nominelle Höhe bei gleichblei-
bender Quantität nicht ändert, während andere Steuern, wie zum Beispiel die 
Umsatzsteuer, mit der Inflation steigen. Schlegelmilch spricht deshalb von einer 
permanenten „antiökologischen Steuerreform“ (Schlegelmilch, 2014, S. 216). Bär 
et al. (2022, S. 8) nennen zwei weitere Gründe: zum einen den rückläufigen Ver-
brauch fossiler Energieträger insgesamt; zum anderen konstatieren sie eine Zu-
nahme von Dieselfahrzeugen, welche geringer besteuert sind. 

Der Verbraucherpreisindex in Deutschland gemäß des harmonisierten 
Verbraucherpreisindex (HPVI) ohne Energie und unverarbeitete 
Nahrungsmittel ist bspw. von 2003–2014 insgesamt um 16,3% gestiegen; bei 
gleichbleibenden nominellen Energiesteuern ist das reale Aufkommen damit 
um 14% gesunken (Fiedler et al., 2020, S. 37f). 
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Dieser Inflationseffekt könnte mittels einer Indexierung korrigiert wer-
den; darunter wird eine automatische Anpassung der Steuersätze an die Inflation 
verstanden, ohne der Notwendigkeit neuer Gesetze. Laut Fiedler et al. (2020, 
S. 36) artikulierte allerdings das deutsche Bundesministerium der Finanzen im 
Jahr 2015 Bedenken bezüglich einer Indexierung im Fall der Einkommensteuer80; 
historisch vermuten sie einen Zusammenhang der zurückhaltenden Haltung der 
deutschen Politik mit den Erfahrungen aus der Hyperinflation der 1920er Jahre. 
Tatsächlich werden teilweise negative ökonomische Auswirkungen befürchtet. 
Vor allen Dingen werden Rückkopplungen und Verstärkungseffekte der konti-
nuierlichen Preiserhöhungen als problematisch erachtet, wodurch die Preissta-
bilität gefährdet sein könnte – darin sieht auch die Europäische Kommission den 
Hauptnachteil (European Commission [Hrsg.], 2012, S. 89). 

Allerdings bewerten Fiedler et al. (2020, S. 45), sogar im Einklang mit der 
europäischen Kommission (2012, S. 89f), die Auswirkungen auf die Preisstabilität 
bei einer Indexierung von Umweltsteuern als sehr begrenzt, da Energiesteuern 
nur einen kleinen Anteil am Warenkorb des Verbraucherpreises ausmachen. 
Werden die zusätzlichen Steuereinnahmen für die Entlastung von Lohnkosten 
eingesetzt, könnte damit der Verbraucherpreisindex ggf. sogar fallen. Die Inde-
xierung der Umweltsteuern und insbesondere im Rahmen einer ÖSR ist deshalb 
insgesamt als eher unproblematisch einzuordnen. 

Eine Indexierung auf Umweltsteuern wurde bereits in mehreren europäi-
schen Ländern eingeführt, darunter Schweden, die Niederlande, Dänemark, Por-
tugal, Rumänien und Zypern (Fiedler et al., 2020, S. 46). In den Niederlanden gibt 
es bspw. bereits seit 1999 eine Indexierung bei allen Energiesteuern (Fiedler et 
al., 2020, S. 46ff). Diese wird jährlich aktualisiert, was bedeutet, dass die Steuers-
ätze an den niederländischen Verbraucherpreisindex (den „Consumentenprijsin-
dex Alle Huishoudens, afgeleid“) angepasst werden, welcher vom niederländi-
schen Centraal Bureau voor de Statistiek ermittelt wird. Die Berechnung erfolgt 
jeweils im Sommer, die Anpassung zum Jahreswechsel. 

Für Deutschland empfehlen Fiedler et al. (2020, S. 54) eine jährliche Anpas-
sung der Energiesteuer, der Stromsteuer, der Kfz-Steuer sowie der Luftverkehrsteuer 
entsprechend der Entwicklung des harmonisierten Verbraucherpreisindex zu kon-
stanten Steuersätzen (HVPI-KS) vorzunehmen. Dieser Index wird als besonders ge-
eignet bewertet, weil er zusätzliche Erhöhungen von Steuersätzen außenvorlässt. 

 

80  Die Originalquelle konnte leider nicht verifiziert werden, da die von Fiedler et al. (2020) ange-
gebene Internetadresse nicht mehr aktuell war. 
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Zu den Einnahmen aus dem Bereich Arbeit werden die Lohnsteuer, der 
Solidaritätszuschlag, die veranlagte Einkommensteuer (anteilig) und die Sozi-
alversicherungsbeiträge gezählt. Bei den Einnahmen im Bereich Umwelt füh-
ren Bär et al. (2022) zwei Definitionen ein, eine enge und eine weite, wobei sich 
die obigen Statistiken stets auf die enge Definition beziehen. Die enge Defini-
tion umfasst die Energiesteuer, die Stromsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer, die 
Kernbrennstoffsteuer und die Luftverkehrsteuer (Runkel, 2019, S. 8). Die weite 
Definition unterscheidet sich dahingehend, dass zusätzlich die Einnahmen aus 
der LKW-Maut, dem nationalen Emissionshandel ab 2021 sowie dem EU ETS 
berücksichtigt sind. Selbst unter Anwendung der weiten Definition steigen die 
Einnahmen nur in nominalen Beträgen, anteilig an den Gesamteinnahmen 
sprechen Bär et al. (2022, S. 11) von einer Stabilisierung „auf historisch niedri-
gem Niveau“. Das Ziel von 10% Umweltsteueranteil bis 2020 würde auch gemäß 
dieser Definition unerreicht bleiben. 

Das Aufkommen aus Steuern kann unterschiedlich eingesetzt werden. An-
dersen und Speck (2009, S. 129f) beobachten drei Richtungen in Europa: Däne-
mark und das Vereinigte Königreich versuchen vorwiegend die Seite der Arbeit-
geber:innen zu entlasten (zum Beispiel nur Reduktion der Arbeitgeberseite der 
Sozialversicherungen). Schweden und Finnland dagegen nutzten die Einnahmen 
insbesondere, um die Einkommensteuer zu reduzieren und adressieren damit die 
Entlastung der Arbeitnehmer:innen. Zu guter Letzt gibt es die Variante, die so-
wohl Arbeitgeber:innen als auch Arbeitnehmer:innen in den Blick nehmen. An-
dersen und Speck (2009) ordnen die deutsche Reform dieser Mischform zu und 
sehen in ihr grundsätzlich eine vorteilhafte und pragmatische Variante. 

Die ÖSR ab 1999 war bis zum Jahr 2019 die „bedeutendste ökofiskalische 
Einzelmaßnahme“, die durch eine Bundesregierung umgesetzt wurde (Runkel, 
2019, S. 13) – ohne Berücksichtigung des nationalen Emissionshandels ab 2021 
und des europäischen Emissionshandels ist sie das bis heute. Mit einem Volu-
men von ca. 40 Mrd. EUR stellt die Energiesteuer im Jahr 2021 die höchsten 
Einnahmen unter den Verbrauchssteuern; die Stromsteuer hatte im Jahr 2021 
ein Volumen von 6,7 Mrd. EUR.81 

Die EU hatte mit der Leitinitiative Ressourcenschonendes Europa für ihre 
Mitgliedsstaaten das Ziel gesetzt, bis 2020 10% der Steuereinnahmen aus umwelt-

 

81  Siehe www.web.archiv.org für Bundesministerium der Finanzen (BMF) 2021: https://web. 
archive.org/web/20231123072006/https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/ 
Standardartikel/Themen/Zoll/Erhebung-Steuern-Zoelle/verbrauchsteuern.html (27.03.2024). 

https://web.archive.org/web/20231123072006/https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Zoll/Erhebung-Steuern-Zoelle/verbrauchsteuern.html
https://web.archive.org/web/20231123072006/https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Zoll/Erhebung-Steuern-Zoelle/verbrauchsteuern.html
https://web.archive.org/web/20231123072006/https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Zoll/Erhebung-Steuern-Zoelle/verbrauchsteuern.html
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bezogenen Steuern zu generieren.82 Gemessen an der engen Definition der EU 
hat Deutschland dieses Ziel weit verfehlt. Auch im europäischen Vergleich 
schneidet Deutschland unterdurchschnittlich ab. Im Jahr 2020 belegte Deutsch-
land mit einem Umweltsteueranteil von 4,1% den vorletzten Platz der 27 EU-Mit-
gliedsländer (Bär et al., 2022, S. 10). 

 

8.1.4 Kritik 

An verschiedenen Stellen wurden Ausnahmen und Begünstigungen gemacht, wel-
che kritisch bewertet werden, weil sie die Idee des Mechanismus abschwächen. 

Zum einen müssen nicht alle potenziell betroffenen Rechtspersonen der 
Besteuerung in vollem Umfang nachkommen. Dem produzierenden Gewerbe so-
wie der Forst- und Landwirtschaft wurden reduzierte Steuersätze für Strom und 
Heizstoffe gewährt; auch Bahn und Straßenbahnen sind teilweise befreit (Bach 
& Kohlhaas, 1999). Als problematisch wird auch der Nettobelastungsausgleich 
angesehen (auch Spitzenausgleich genannt): Wenn die zusätzliche Steuerbelas-
tung die Entlastung um einen bestimmten Satz übersteigt, setzt der Nettobelas-
tungsausgleich ein und gewährleistet somit, dass keinem Unternehmen große 
Nettobelastungen entstehen. 

Zum anderen wurden die einzelnen Energieträger sehr unterschiedlich be-
steuert. Die Steuersätze orientieren sich weder konsequent am Energiegehalt 
bzw. an der Primärenergiemenge noch an den entstehenden THG- oder CO2-
Emissionen, was zur Internalisierung externer Kosten adäquat wäre (Mahler et 
al., 2017, S. 23). Bach und Kohlhaas (1999) kritisieren mit Blick auf die Ungleich-
behandlung der Energieträger, dass Kohle gar nicht besteuert wird oder dass 
Energieträger aus dem Bereich Verkehr überproportional belastet werden. Auch 
wird Benzin deutlich stärker belastet als Diesel. Kerosin wird dagegen außenvor-
gelassen. All diese Punkte sind ökologisch nicht zu rechtfertigen. 

Darüber hinaus ist die potenziell höhere Belastung niedriger Einkommen 
ein Kritikpunkt gegen die ÖSR und Ursache, warum sie als sozial ungerecht 
empfunden werden kann. Diese wurde vor allem in der politischen Debatte 
vernehmbar vorgetragen (siehe Kapitel 9 zur politischen Debatte der ökologi-
schen Steuerreform in Deutschland).  

 

82  Pressemeldung der EU-Kommission vom 15.11.2015: http://europa.eu/rapid/press-release_ 
STAT-15-6166_de.htm (27.03.2024). 

http://europa.eu/rapid/press-release_STAT-15-6166_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_STAT-15-6166_de.htm
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8.1.5 Fiskalische Potenziale 

Abschließend ist festzuhalten, dass die Reform von wissenschaftlicher Seite über-
wiegend als Erfolg gewertet wird, weil die anvisierten Wirkungen auf den Energie-
verbrauch und den Arbeitsmarkt zu beobachten waren. Dennoch war bereits 1999 
absehbar, dass es sich aufgrund des geringen Ausmaßes und der zahlreichen Aus-
nahmen nur um eine „zaghafte“ Reform handeln würde (Bach & Kohlhaas, 1999). 

Ein Blick auf die Volumina der Rentenversicherungsbeiträge sowie der po-
tenziellen Einnahmen einer THG-Steuer offenbart die Potenziale der Reform. Bei 
einem Steuersatz von 200 EUR/t CO2e könnten 147,8 Mrd. EUR über eine THG-
Steuer eingenommen werden.83 Das Volumen der Rentenversicherungsbeiträge 
lag im Jahr 2020 bei 253,1 Mrd. EUR (BMAS [Hrsg.], 2021b, S. 260) und übersteigt 
damit die in diesem Beispiel genannten fiktiven Einnahmen bereits. Auch könnte 
langfristig angestrebt werden, die über 80 Mrd. EUR Bundeszuschuss zur gesetz-
lichen Rentenversicherung zu entlasten. Denkbar ist darüber hinaus die Auswei-
tung auf andere Sozialversicherungen wie etwa die Krankenversicherung. Diese 
Beispielrechnungen zeigen, dass selbst bei hohen THG-Steuern die Einnahmen 
dieser (ca. 150 Mrd. EUR) unter dem Entlastungspotenzial der Rentenversiche-
rungsbeiträge allein (ca. 250 Mrd. EUR) liegen. 

Aus rein fiskalischer Sicht ist eine relevante Verschiebung der Gesamt-
steuerlast daher möglich: auf Grundlage einer THG-Steuer von 200 EUR/t CO2e 
allein über die Rentenversicherung, bei einer Steuerhöhe von 400 EUR/t CO2e 
ebenfalls unter Berücksichtigung des momentanen Bundeszuschusses zur ge-
setzlichen Rentenversicherung oder anderer Sozialversicherungsbeiträge. Auch 
weil die Besteuerung im Idealfall einen Vermeidungseffekt nach sich zieht, sind 
die Kapazitäten für den Mechanismus der ÖSR auf absehbare Zeit ausreichend. 
Doch auch jede Teilverschiebung würde das System der Rentenversicherungen 
entlasten, welches zunehmend unter Druck steht, was unter anderem an den zu-
nehmend benötigten Bundeszuschüssen ablesbar ist (BMAS [Hrsg.], 2021b).  

 

83  Bei angenommenen 739 Mio. t CO2e für 2020 in Deutschland, siehe Pressemitteilung des Bun-
desumweltministerium vom 16.03.2021: https://www.bmuv.de/pressemitteilung/ 
treibhausgasemissionen-sinken-2020-um-87-prozent/ (01.07.2022). 

https://www.bmuv.de/pressemitteilung/treibhausgasemissionen-sinken-2020-um-87-prozent/
https://www.bmuv.de/pressemitteilung/treibhausgasemissionen-sinken-2020-um-87-prozent/
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8.2 Ökologische Steuerreformen in anderen Ländern 

8.2.1 Vergleichbare Reformen 

Mit der Absicht, Umweltziele zu erreichen und gleichzeitig die Arbeitsmärkte positiv 
zu stimulieren, wurden laut Heady et al. (2000, S. 25f) eine Vielzahl von Reformen in 
europäischen Ländern angestoßen, etwa in Belgien, Dänemark, Finnland, Deutschland, 
Italien, den Niederlanden, der Schweiz, Schweden und dem Vereinigten Königreich. 
Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl nicht-europäischer Reformen. Allgemein zur Re-
duktion von THG-Emissionen haben sich laut Weltbank (Stand 2020) 127 Länder, 823 
Städte, 101 Regionen und 1.541 Unternehmen verpflichtet (World Bank [Hrsg.], 2021). 
Ob dieser Fülle wird in diesem Kapitel lediglich auf zwei Länder eingegangen. Die Aus-
wahl fällt auf die Schweiz und die kanadische Provinz British Columbia. 

Die Schweiz ist bemerkenswert, weil hier der Großteil der zusätzlich einge-
nommenen Mittel zurückgezahlt wird. Aufkommensneutralität ist zwar nicht voll-
ständig gegeben, aber ca. zwei Drittel werden an die Bevölkerung und Wirtschaft 
zurückgezahlt. Sowohl soziale als auch ökonomische Aspekte werden berücksich-
tigt. Darüber hinaus ist in der Schweiz ein hoher CO2-Preis zu konstatieren (96 
CHF/t CO2 im Jahr 2021, 120 CHF/t CO2 seit 2022). 

Der Blick auf British Columbia ist lohnend, weil das Konzept große Ähnlich-
keiten zur Idee der ÖSR dieser Arbeit aufweist. So kommt Aufkommensneutralität 
ebenfalls eine große Bedeutung zu. Außerdem wird bei der Ausgestaltung der Rück-
führungen in British Colombia auf mehrere Aspekte Wert gelegt, die auch in der 
deutschen Reform zentral sind. So wird zum Beispiel neben den Haushalten auch die 
Industrie berücksichtigt. 

 

8.2.2 Die CO2-Abgabe in der Schweiz 

In der Schweiz bestehen heute zwei Systeme zur Bepreisung von THG-Emissio-
nen: eine CO2-Abgabe und ein nationaler Emissionshandel. Die Abgabe bzw. 
Steuer bezieht sich auf fossile Heiz- und Prozessbrennstoffe in den Sektoren In-
dustrie, Energie und Gebäude; der Schweizer Emissionshandel berücksichtigt 
verschiedene THG-Emissionen (CO2, NO2, CH4, HFC, NF3, SF6 und PFC) aus der 
Industrie und dem Energiesektor.84 

 

84  Eine Übersicht über die aktuellen THG-Steuern und -Abgaben sowie über den Emissionshan-
del der Schweiz sowie anderer Länder stellt die Weltbank mit dem Carbon Pricing Dashboard zur 
Verfügung: https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/ (27.03.2024). 

https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/
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Die Anfänge des Konzepts der ÖSR sind auf eine Forschungsgruppe um 
den Schweizer Ökonomen Hans Christoph Binswanger (vgl. Binswanger et al., 
1978) Ende der 1970er Jahre zurückzuführen, welche auch einen wissenschaftli-
chen Diskussionsanstoß in der Schweiz erzeugten. Zu ersten politischen Reform-
versuchen Energiesteuern einzuführen, kam es 1986. Leon Schlumpf brachte als 
Bundesrat und Vorsteher des Umwelt-, Energie- und Verkehrsdepartementes 
diese Idee auf. Zwar scheiterte die Reform, doch laut Schlegelmilch blieb der Ge-
danke fortan auf der politischen Agenda (Schlegelmilch, 2014, S. 221). Mitte der 
1990er Jahre schien die Umsetzung neuer Energiesteuern im Sinne einer ÖSR 
wieder möglich, scheiterte allerdings erneut (Schlegelmilch, 2014, S. 224). 
Schließlich wurde 1999 der zweite Entwurf eines CO2-Gesetzes von beiden Kam-
mern des Schweizer Parlaments beschlossen und damit die CO2-Abgabe auf den 
Weg gebracht. Laut Schlegelmilch (2014, S. 224) weist diese reduzierte Version 
zumindest „relevante Elemente einer ökologischen Steuerreform“ auf. Viele An-
sätze gingen allerdings verloren, so wird zum Beispiel im späteren Verlauf wenig 
von Beschäftigungseffekten gesprochen. 

Die CO2-Abgabe sieht die Rückzahlung des Aufkommens an Haushalte 
und Unternehmen im Verhältnis der Einzahlung vor. Die Schweizer Konstruk-
tion der Steuer ist als Ökobonus zu bezeichnen (vgl. Held, 2019), denn die 
Rückzahlung an die Bevölkerung erfolgt pro Kopf: 2021 bekamen alle in der 
Schweiz lebenden Menschen den Pauschalbetrag von 87 CHF zurück. Da nur 
zwei Drittel der Abgabe zurückgezahlt werden, liegt Aufkommensneutralität 
nicht vor. Ein Drittel dient größtenteils zur Finanzierung von Gebäudesanie-
rungen; ein kleiner Teil des letzten Drittels fließt in einen Technologiefonds 
(Diekmann & Bruderer Enzler, 2019, S. 272). Haushalte werden direkt (über 
die Heizstoffe) und indirekt (etwa bei CO2-intensiven Produkten, wenn Unter-
nehmen die Kosten weitergeben) belastet. 

Werden die Schweizer Klimaziele nicht erreicht, greift ein Mechanismus, der 
die Abgabe erhöht: So stieg zum Januar 2022 die CO2-Abgabe von 96 CHF auf 120 
CHF, da die avisierte Reduktion um 33% bis 2020 gegenüber dem Basisjahr 1990 
nicht erreicht wurde (BAFU [Hrsg.], 2021). Durch das Verfehlen der Ziele steigt je-
doch nicht nur die Abgabenhöhe, sondern auch das Rückzahlungsvolumen. 

Zum Schutze im Wettbewerb stehender Unternehmen gibt es Ausnahmen 
in diesem System. So sind etwa treibhausgasintensive Anlagen von der CO2-Ab-
gabe befreit, wenn sie sich verpflichten, THG-Emissionen zu reduzieren. Verfehlen 
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die Unternehmen in der Folge ihre eigenen Ziele, ist die Kompensation von Treib-
hausgasen teilweise zulässig: bis zu 4,5% ihrer Reduktionsverpflichtung dürfen 
durch Investitionen in Emissionsreduktionsprojekte kompensiert werden. 

Etwa ein Drittel (2018) aller THG-Emissionen in der Schweiz sind über 
die CO2-Abgabe erfasst; außerdem werden ca. 11% (2018) aller THG-Emissio-
nen über das nationale Emissionshandelssystem erfasst, welches erstmals 
2008 in Kraft getreten ist und seit 2013 für große energieintensive Industrien 
verpflichtend ist.85 Die am Emissionshandel teilnehmenden Unternehmen 
sind von der CO2-Abgabe befreit. 

Die Brennstoffabgabe hat laut dem Schweizer Bundesamt für Umwelt bis 
zum Jahr 2015 zu einer Reduktion der CO2-Emissionen von 4,3–9,6% geführt 
(BAFU [Hrsg.], 2018). Das BAFU schreibt: „Rund drei Viertel der Wirkungen wer-
den durch die Haushalte erzielt (Gebäude), rund ein Viertel durch die Wirtschaft 
(Industrie und Dienstleistungen).“ (BAFU [Hrsg.], 2018, S. 3). 

Laut dem Schweizer Bundesamt für Umwelt sanken die CO2-Emissionen 
aus Brennstoffen witterungsbereinigt 2020 gegenüber dem Vorjahr nur leicht, 
trotz der durch die Corona-Pandemie ohnehin zu erwartenden Auswirkungen 
(BAFU [Hrsg.], 2021). Diekmann und Bruderer Enzler (2019, S. 274) erwarten, 
dass die kurzfristigen Effekte geringer sind. In der langen Frist könnten die Aus-
wirkungen aufgrund von Verhaltensanpassungen der Haushalte und Innovati-
onsanreizen für Unternehmen größer sein. 

Die Gesamtreduktion der THG-Emissionen seit 1990 führt das Schweizer 
Bundesamt für Umwelt vor allem auf die bessere Energieeffizienz von Gebäuden 
und den Einsatz erneuerbarer Energien beim Heizen zurück (BAFU [Hrsg.], 2021). 

Da der Anteil der Ausgaben für CO2-intensive Produkte mit zunehmen-
dem Einkommen steigt, liegt eine progressive Wirkung bezogen auf die Konsum-
ausgaben vor.86 Laut Edenhofer et al. (2018, S. 19) ist die Wirkung bezogen auf 
das Einkommen dennoch leicht regressiv. 

Die Auswirkungen auf BIP-Wachstum und Beschäftigung sind nicht ohne 
ein ökonomisches Modell zu beurteilen. Die spezifisch für die CO2-Abgabe vom 
Schweizer Bundesamt für Umwelt in Auftrag gegebene Wirkungsabschätzung 

 

85  Siehe Carbon Pricing Dashboard der Weltbank: https://carbonpricingdashboard.worldbank. 
org/ (27.03.2024). 
86  Progressive Verteilungswirkungen durch Steuern liegen vor, wenn hohe Einkommen gemes-
sen an ihren Gesamteinkommen überproportional belastet werden. Bei Entlastungen liegt Pro-
gressivität dann vor, wenn hohe Einkommen unterproportional profitieren. Regressivität liegt 
jeweils bei den gegenteiligen Bedingungen vor. 

https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/
https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/
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CO2-Abgabe (Müller et al., 2015) thematisiert allerdings weder Beschäftigungs- 
noch BIP-Effekte und auch in der politischen Debatte in der Schweiz scheinen 
diese Aspekte nur nachrangig eine Rolle zu spielen. 

Im September 2020 verabschiedete das Schweizer Parlament das Bundes-
gesetz über die Reduktion der THG-Emissionen und plante damit die Aktualisie-
rung des rechtlichen Rahmens für die Schweizer Klimapolitik bis 2030. Doch eine 
Volksabstimmung am 13.06.2021 lehnte das neue Gesetz ab. Das Schweizer Par-
lament verlängerte deshalb im Dezember 2021 in einer Teilrevision das beste-
hende CO2-Gesetz lediglich bis 2024. Der Preis blieb bei 120 CHF/t CO2e. 

Bei der Herstellung von Akzeptanz von Umweltsteuern kommen Carattini 
et al. (2017) zu dem Schluss, dass die Umweltwirkung der Maßnahme selbst ein 
stärkeres Argument ist als das Argument der Steigerung der Effizienz des Steu-
ersystems. Die soziale Abfederung der Steuern sei für die Akzeptanz weniger 
ausschlaggebend. Als akzeptiert erweist sich außerdem die Verwendung der 
Steuereinnahmen für Umweltzwecke (Carattini et al., 2017). 

Bemerkenswert erscheint auch, dass der Weg über die Freiwilligkeit zu 
mehr Akzeptanz der Maßnahme führen kann (Thalmann & Baranzini, 2008); im 
Schweizer System war diese dadurch gegeben, dass mit der Möglichkeit der Set-
zung von Reduktionszielen die CO2-Abgabe umgangen werden konnte. 

 

8.2.3 Die Carbon Tax in British Columbia (Kanada) 

Im Jahr 2008 wurde unter dem Namen Carbon Tax eine CO2-Steuer in British 
Columbia, einer kanadischen Provinz an der Küste des Pazifischen Ozeans, 
eingeführt. Zum Zeitpunkt der Einführung war sie in Nordamerika die CO2-
Steuer mit dem größten Ausmaß sowie die erste aufkommensneutrale CO2-
Steuer (Elgie & McClay, 2013, S. 2; Harrison, 2012, S. 383).  

Seit der letzten Anpassung der Steuer zum 01.04.2023 hat sie eine Höhe 
von 65 CAD/t CO2e, wobei ab April 2024 auf ein neues Bepreisungssystem um-
gestellt werden soll.87 Bemerkenswert ist der hohe Grad der Abdeckung von ca. 
70% aller THG-Emissionen in der Provinz durch die Steuer.88 Der Geltungsbe-
 

87  Auch für die Carbon Tax der kanadischen Provinz British Columbia bietet die Weltbank mit 
dem Carbon Pricing Dashboard einen Überblick über die zentralen Aspekte der Steuer 
(https://carbonpricingdashboard.worldbank.org, 27.03.2024). Darüber hinaus liefert die Regierung 
von British Columbia selbst zur Carbon Tax weitere Informationen (https://www2.gov.bc.ca/gov/ 
content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax, 27.03.2024). 
88  Laut Angaben der Regierung von British Columbia (siehe https://www2.gov.bc.ca/gov/ 
 

https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/
https://www2.gov.bc.ca/gov/content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax
https://www2.gov.bc.ca/gov/content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax
https://www2.gov.bc.ca/gov/content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax
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reich bezieht sich auf alle fossilen Brennstoffe, die zur Wärme- und Energiege-
winnung genutzt werden. Ausnahmen für Industrie, Luftfahrt, Landwirtschaft 
und Verkehrsnutzer:innen existieren allerdings ebenso. Emissionen aus den Be-
reichen Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft sind nicht er-
fasst. Wettbewerbsaspekte werden durch Ausnahmeregelungen adressiert, so 
zum Beispiel bei exportierten Kraftstoffen oder beim Kraftstoffverbrauch von 
Flugzeugen und Schiffen außerhalb von British Columbia. 

Die Regierung von British Colombia hat sich dazu bekannt, das gesamte 
Aufkommen zu verwenden (engl. „Revenue Recycling“), um Einkommensteu-
ern zu reduzieren, sowohl persönliche als auch Unternehmenssteuern, und 
einkommensschwache Haushalte und Gruppierungen zu entlasten (M. Lee & 
Sanger, 2008, S. 6). Die Herabsetzungen der Einkommensteuern machen dabei 
den Großteil aus (Elgie & McClay, 2013, S. 2). Hintergedanken der Aufkom-
mensverwendung sind nach Elgie und McClay einerseits ökonomische Nach-
teile zu vermeiden und andererseits schwache Gemeinschaften und Haushalte 
zu entlasten. Heute wird ein Teil des Aufkommens auch über den CleanBC 
Industry Fund in die Industrie investiert, mit dem Ziel Emissionsreduzierun-
gen in den erfassten Branchen zu erreichen.89 Durch die aufkommensneutrale 
Konstruktion der Steuer, wurden die Steuern insgesamt nicht erhöht; Elgie 
und McClay (2013, S. 2) konstatieren für 2010 sogar eine leichte Steuersen-
kung der Provinzregierung. 

Die Bilanz von Elgie und McClay fällt nach den ersten vier Jahren po-
sitiv aus: Sie sehen keine negativen ökonomischen Effekte, welche vor allem 
am BIP gemessen werden, jedoch den positiven Effekt des eingesparten CO2 
sowie den Effekt auf niedrige Einkommen, die entlastet wurden (Elgie & 
McClay, 2013, S. 2). 

Beck et al. (2015) analysieren die Auswirkungen der Carbon Tax auf die 
Einkommensverteilung in British Columbia per Backcasting mithilfe eines dis-
aggregierten allgemeinen Gleichgewichtsmodells (CGE). Sie kommen zu dem 
Schluss, dass die Steuer selbst, das heißt ohne Rückverteilung des Aufkommens, 
bereits progressiv ist (Beck et al., 2015, S. 40). Mit der ebenfalls progressiven 
Rückführung der Mittel lautet ihr Fazit daher, dass die Reform insgesamt sehr 

 

content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax, 27.03.2024), gemäß Weltbank 
sind 78% aller THG-Emissionen berücksichtigt (siehe https://carbonpricingdashboard.worldbank. 
org/, 27.03.2024). 
89  Siehe Carbon Pricing Dashboard der Weltbank: https://carbonpricingdashboard.worldbank. 
org (27.03.2024). 

https://www2.gov.bc.ca/gov/content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax
https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/
https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/
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progressiv ist – ein Ergebnis, das andere Forscher:innen in der Deutlichkeit nicht 
immer gleichermaßen teilen (vgl. Beck et al., 2015, S. 41f). 

In Bezug auf die Reduktion der THG-Emissionen bezeichnen Elgie und 
McClay die Reform als „highly effective policy“ (Elgie & McClay, 2013, S. 2). 
Murray und Rivers (2015, S. 8) verweisen auf mehrere Studien, die zeigen, 
dass die CO2-Steuer zu einer Reduktion der Emissionen geführt hat. Die 
Bandbreite reicht von 5% bis über 18% (vgl. Murray & Rivers, 2015, S. 8, Ta-
belle 4), wobei diese Angaben mit Vorsicht zu lesen sind, da darunter teil-
weise die Gesamteffekte und teilweise die Effekte pro Kopf berücksichtigt 
wurden – letztere fallen aufgrund der zugenommenen Bevölkerung in Bri-
tish Columbia höher aus. 

Die erfolgreiche Umsetzung der Carbon Tax wirft die Frage nach dem 
Zustandekommen der Reform auf. Zwei Gründe waren laut Harrison (2012, 
S. 383) entscheidend. Zum einen wurde die Reform von einer Partei aufge-
griffen, die zu der Zeit bereits in der Regierung war. Zum anderen war zu 
dieser Zeit der Beginn einer neuen Rezession absehbar. Die Aufmerksamkeit 
war somit auf ökonomische Themen gelenkt und die Reform der CO2-Steuer 
wurde weniger wahrgenommen. Harrison fasst verschiedene begünstigende 
Faktoren zusammen: 

Carbon taxes in North America seem most viable where a party leader is 
personally strongly committed, his or her party already holds a majority in 
a parliamentary system, the measure can be passed between elections, and 
the party can deflect attention from the issue in the next election. (Harrison, 
2012, S. 404) 

Die Situation in British Columbia war nach Harrison „Ausdruck eines perfekten 
Sturms von politischen Bedingungen“ (Harrison, 2013, S. 19). Ihrer Einschätzung 
nach hat die Steuer ferner gute Möglichkeiten zu überleben, weil sie nicht (wie 
nichtaufkommensneutrale Steuern) wieder abgeschafft werden kann ohne auch 
Begünstigungen streichen oder gegenfinanzieren zu müssen. 

Durch das Inkrafttreten des Greenhouse Gas Industrial Reporting and 
Control Act (GGIRCA) wurde 2016 die Carbon Tax ergänzt. Mit diesem kön-
nen Emissionen von Industrieanlagen oder -sektoren zusätzlich besteuert 
werden, wenn Grenzwerte überschritten werden. Es handelt sich insofern 
nicht um eine Erweiterung des Geltungsbereichs der bereits für die Carbon 
Tax gilt, da alle Unternehmen, die unter den GGIRCA fallen, auch von der 
Carbon Tax betroffen sind. 
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Die Ambitionen Kanadas als Ganzes in Form des Pan-Canadian Frame-
work (PCF) von 2016 haben ein hohes Ausmaß erreicht und stellen heute die 
Vorhaben der kanadischen Provinzen in den Schatten (Government of Ca-
nada [Hrsg.], 2016): Im Jahr 2023 dürfen die Steuern im ganzen Land 
65 CAD/t CO2e nicht unterschreiten. Dieser Backstop-Satz, den die Provinzen 
als Minimalanforderung nicht unterschreiten dürfen, steigt um 
15 CAD/t CO2e pro Jahr und erreicht somit im Jahr 2030 eine Höhe von 
170 CAD/t CO2e.90 
  

 

90  Siehe Update to the Pan-Canadian Approach to Carbon Pollution Pricing 2023-2030 der Regie-
rung von Kanada: https://www.canada.ca/en/environment-climate-change/services/climate-
change/pricing-pollution-how-it-will-work/carbon-pollution-pricing-federal-benchmark- 
information/federal-benchmark-2023-2030.html (27.03.2024). 

https://www.canada.ca/en/environment-climate-change/services/climate-change/pricing-pollution-how-it-will-work/carbon-pollution-pricing-federal-benchmark-information/federal-benchmark-2023-2030.html
https://www.canada.ca/en/environment-climate-change/services/climate-change/pricing-pollution-how-it-will-work/carbon-pollution-pricing-federal-benchmark-information/federal-benchmark-2023-2030.html
https://www.canada.ca/en/environment-climate-change/services/climate-change/pricing-pollution-how-it-will-work/carbon-pollution-pricing-federal-benchmark-information/federal-benchmark-2023-2030.html



